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Mein Engagement für die Alteigentümer
seit der Wiedervereinigung Deutschlands

Zum Geleit

Meine Familie gehört zu den Bodenreformopfern, die als Großgrundbesitzer nach dem 2. Welt-
krieg im Jahre 1945 im Zuge der sog. „Kreisverweisung“ aus der ehemals sowjetisch besetzten 
Zone (SBZ) vertrieben worden sind. In seinem Rehabilitierungsbescheid vom 27. Juli 2012 hat das 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt festgestellt: 

	 „Die Ausweisung Ihres Vaters Herrn Karl-Gustav Wendenburg, und im Weiteren Ihrer Familie, 
im Herbst 1945 aus dem ehemaligen Mansfelder Seekreis, ist mit tragenden Grundsätzen eines 
Rechtsstaates schlechthin unvereinbar. Sie hat aus Gründen politischer Verfolgung zu einer 
schweren Herabwürdigung der Betroffenen geführt. Sie ist rechtsstaatswidrig.“ (siehe Seite 11)

Im Einzelnen habe ich unser Schicksal in dem Buch „Die Bodenreform in Sachsen-Anhalt“ von 
Fikentscher, Schmuhl und Breitenborn, Stendal 1997, S. 190 ff. beschrieben (siehe Seite 15).

Die friedliche Revolution vom 9. November 1989 löste daher auch bei mir die spannende Frage 
aus, ob es dazu kommen werde, den enteigneten Grundbesitz zurückzuerlangen und in der an-
gestammten Heimat wieder Fuß zu fassen.

Unmittelbar vor der am 18. März 1990 anstehenden ersten freien Volkskammerwahl in der DDR 
veröffentlichte das Nachrichtenmagazin DER SPIEGEL am 5. März 1990 (auf S. 128) die „Eckwer-
te“, die die unter Leitung des damaligen Innenministers Dr. Wolfgang Schäuble tätige Kommission 
„Deutsche Einheit“ für die Wiedervereinigung Deutschlands beschlossen hatte, – insbesondere:

	 „Die Enteignungen 1945 bis 1949 werden nicht rückgängig gemacht, die Enteigneten werden 
auch nicht entschädigt.“

Diese erstaunlicherweise offenbar wichtigste Botschaft der Einheits-Kommission hat bei den 
Betroffenen, mit Blick auf den Eigentumsschutz aber auch bei westdeutschen Grundbesitzern so-
gleich große Sorge und entsprechende Aktivitäten ausgelöst. Jedenfalls wurde ich alsbald danach 
angerufen und gebeten, (offenbar als betroffener Rechtsanwalt mit bürgerlichem Namen) unter 
dem „Dach“ der Grundbesitzerverbände an der Gründung eines eigenständigen Verbandes der 
Bodenreformopfer mitzuwirken. So kam es noch im März 1990 zur Gründung der „Arbeitsgemein-
schaft für Agrarfragen“ (AfA), deren stellvertretener Vorsitzender und ehrenamtlicher Justiziar ich 
alsbald danach (unter dem Vorsitz des Niedersächsischen Landtagsabgeordneten Adolf Freiherrn 
von Wangenheim) geworden bin. Als Geschäftsführer hatten wir Rechtsanwalt Dr. Bernd-Lothar v. 
Hugo in Braunschweig gewonnen, dessen Familie von der sog. „Demokratischen Bodenreform“ in 
der ehemaligen SBZ nicht betroffen war.

Da die Kommission „Deutsche Einheit“ zugunsten aller sonstigen Opfer von entschädigungslosen 
Enteignungen der Jahre 1933 bis 1945 und von 1949 bis 1989 den Restitutionsgrundsatz „Rück-
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gabe vor Entschädigung“ vorsah, lag nach dem Gleichheitssatz (Art.3 GG) auf der Hand, dass ein 
sog. „Restitutionsverbot“ zu Lasten der Bodenreformopfer nicht rechtens sein würde. Denn ein 
Grund zur Rechtfertigung der Ungleichbehandlung war zunächst weder erkennbar noch sonst 
vorgetragen.

	 „ (Später wurde von Kohl persönlich und von den Zeugen der Bundesregierung wahrheitswidrig 
behauptet, das Restitutionsverbot sei eine Vorbedingung Moskaus für dessen Zustimmung zur 
Wiedervereinigung Deutschlands gewesen.)“

Die Resonanz dieser offenkundigen Diskriminierung war, dass sogleich gefordert wurde, Verfas-
sungsbeschwerden zu erheben. Dies wiederum veranlasste Ministerpräsident Lothar de Maizière 
zu verlangen, die Festschreibung des Restitutionsverbots „verfassungsfest“ zu machen.

Am 15. Juni 1990 publizierten die Unterhändler des Einigungsvertrages, Dr. Wolfgang Schäuble 
und Prof. Günther Krause daraufhin eine „Gemeinsame Erklärung“ beider deutscher Regierun-
gen, durch welche unter anderem die o.g. Eckpunkte Gegenstand des Einigungsvertrages werden 
sollten. Seitdem traten allenthalben Professoren und Rechtsanwälte hervor, die sich erboten, 
Verfassungsbeschwerden zu erheben. Dafür bestand allerdings erst Anlass, nachdem am 31.Au-
gust 1990 der Wortlaut des Einigungsvertrages bekannt gemacht worden war, der u.a. eine neue 
Verfassungsbestimmung, nämlich den heute geltenden 143 Abs.3 GG vorsah, durch den das sog. 
„Restitutionsverbot“ – nunmehr mit Verfassungsrang – festgeschrieben werden sollte.

Dieses „Upgrade“ beruht – für mich ersichtlich – auf einer Empfehlung des damaligen Präsidenten 
des Bundesverfassungsgerichts Prof. Dr. Roman Herzog, dessen 1. Senat später über unsere Ver-
fassungsbeschwerden zu entscheiden hatte. Herzog hatte nämlich ausweislich eines mir allerdings 
erst später zugänglich gewordenen Ergebnisprotokolls einer Beratung der maßgeblichen Aus-
schüsse der DDR-Volkskammer vom 4.Juli 1990 – Az.: 0065-06/02 – über die mit dem Einigungs-
vertrag in Betracht kommenden Grundgesetzänderungen (hilfreiche) Ausführungen gemacht, 
„die wesentlich zur Klärung bzw. Standpunktbildung bei den Ausschussmitgliedern in Bezug auf 
die mit dem Beitritt nach Artikel 23 des Grundgesetzes der BRD verbundenen staats- und ver-
fassungsrechtlichen Fragen und Probleme“ beigetragen haben. In einfacher Sprache: „Da für die 
Beschlussfassung über die Wiedervereinigung Deutschlands mit der für Grundgesetzänderungen 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit ohne weiteres zu rechnen war, konnte das Restitutionsverbot 
durch eine neue Grundgesetzbestimmung (Art.143 Abs.3 GG n.F.) abgesichert werden, an die 
„wir“/ das Bundesverfassungsgericht hernach gebunden sein würde(n)“. – Die mündliche Ver-
handlung des 1.Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Januar 1991 war daher ebenso 
wie das daraufhin ergangene erste Bodenreformurteil vom 23. April 1991 von der Befangenheit 
Herzogs gekennzeichnet (vgl. dazu meinen FAZ-Leserbrief vom 17.10.2003 „Herzog und  
de Maizière; (siehe Seite 27). 

Nachdem seit dem 31. August 1990 feststand, dass Verfassungsbeschwerde erhoben werden 
musste, galt es für die AfA als den repräsentativen und damit federführenden Verband der sog. 
Alteigentümer zu gewährleisten, dass einschlägige Beschwerden „angenommen“, also münd-
liche verhandelt und nicht – wie damals ca. 97 % aller Verfassungsbeschwerden – als unzulässig 
verworfen werden, – m.a.W. „geeignete“ Fälle vorzutragen und entsprechend Beschwerden 
qualifiziert zu begründen. Darin bestand in Anbetracht der eigens erfolgten Grundgesetzän-
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derung (Art. 143 Abs. 3 GG) deshalb eine besondere Herausforderung, weil die Beschwerden in 
Anbetracht der so geschaffenen (von de Maizière geforderten „verfassungsfesten“) Rechtslage nur 
dann Aussicht auf Erfolg haben konnten, wenn es gelingen würde, das Bundesverfassungsgericht 
davon zu überzeugen, dass es sich bei der Bestimmung des Art. 143 Abs.3 GG um sog. „verfas-
sungswidriges Verfassungsrecht“ im Sinne des Art. 79 Abs.3 GG handelt, der den unabänderlichen 
Kerngehalt des Grundgesetzes schützen soll (sog. Ewigkeitsgarantie).

Im Auftrag des Vorstandes der AfA entschied ich mich als deren ehrenamtlicher Justiziar, den mir 
vom Deutschen Anwaltverein empfohlenen, auf sog. Bürgerbeschwerden vor dem BVerfG spezia-
lisierten, hoch angesehenen Stuttgarter Rechtsanwalt Prof. Dr. Rüdiger Zuck als Prozessvertreter 
und in Absprache mit ihm als Gutachter den auf Eigentumsfragen spezialisierten Münchener 
Hochschullehrer Prof. Dres. Walter Leisner vorzuschlagen, der bereits einschlägige wissenschaft-
liche Beiträge zu Art.3 und 14 GG sowie zum „verfassungswidrigen Verfassungsrecht“ publiziert 
hatte und als langjähriger Berater das Vertrauen des Dachverbandes der AfA, der ARGE der 
Grundbesitzerverbände genoss.

Anlässlich gemeinsamer Vorberatungen stellten beide allerdings die Forderung, die AfA müsse 
einen Insider als weiteren Anwalt mandatieren, der den maßgeblichen Sachverhalt aufzuberei-
ten, geeignete Beschwerdeführer auszuwählen und mit diesen zu korrespondieren habe. Darauf 
ist zurückzuführen, dass mich der Vorstand der AfA gebeten hat, diese Aufgabe zu übernehmen, 
sodass auch ich vor dem Bundesverfassungsgericht und später auch vor dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) als einer der prozessbevollmächtigten Anwälte aufgetreten 
und gehört worden bin. – Wegen aller weiteren Einzelheiten möchte ich zwecks Meidung von 
Wiederholungen auf meine diversen Publikationen verweisen, die in diesem Buch abgedruckt 
sind, insbesondere auf 

•	 „Eigentumsrestitutionsansprüche und Regeln zum begünstigten Flächenerwerb“ in „Eigentum 
und Enteignungsunrecht“, Staats- und Völkerrechtliche Abhandlungen, Analysen und Beiträge zur 
Vergangenheitsbewältigung, Teil 3, S. 67 ff., Hrsg. Gornik, Horn und Murswiek, Duncker & Humb-
lot, Berlin 2012 – Sonderdruck (siehe Seite 29),

•	 „Aus alten Wurzeln“, Dokumentation zur wechselvollen Geschichte der Landwirtschaft in 
Ostdeutschland von Dr. Christian Baetge und Gert von Harling, Albrecht Thaer Gesellschaft, 
Hannover 2010 (siehe Seite 65),

•	 „Der Kampf ums Eigentum im Zuge der Wiedervereinigung Deutschlands“ in Verantwortung in 
Gesellschaft, Kirche und Staat, Festschrift für Adolf Freiherr v. Wangenheim von Axel Freiherr v. 
Campenhausen, Hannover 2007 – Sonderdruck (siehe Seite 73), 

•	 „Privatisierung des ehemals volkseigenen land- und forstwirtschaftlichen Vermögens“ in „Ein-
heit- Eigentum-Effizienz“ Bibliothek des Eigentums, Bd. 9, S. 185 ff., Hrsg. Depenheuer und Paqué, 
Springer, Berlin, Heidelberg 2012 (siehe Seite 101),

•	 „Bericht über die Beschlussfassung zum Einigungsvertragsgesetz im Bundestag“ in „Restitutions-
verbot“, S. 68 ff. Hrsg. Christoph Rechberg, AktuelL, Bonn 1996 (siehe Seite 111),

•	 „Land in Sicht“ Zitat aus der Chronik von Münch und Bauerschmidt zum 10-jährigen Bestehen der 
BVVG Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH, 2002 (siehe Seite 131),

5



•	 Wiedergutmachungsverbot? – Die Enteignungen in der ehemaligen SBZ zwischen 1945 und 1949 
von Bruno J. Sobotka, v. Hase & Koehler Verlag, Mainz 1998, 

	 darin: „Die Behandlung der Wiedergutmachung nach der Wiedervereinigung Deutschlands“,  
S. 127 ff. (siehe Seite 141),

•	 „Wer Unrecht duldet stärkt es“, S. 199 ff. (siehe Seite 151),

•	 Die Menschenrechtsbeschwerde der Bodenreformopfer“, S. 366 ff. (siehe Seite 160),

•	 Dazu Pressestimmen und Hinweise auf die AfA-Info-Briefe Nrn. 83 und 84 (siehe Seite 172) 

•	 sowie „Der begünstigte Erwerb land- und forstwirtschaftlicher Flächen durch LPG Nachfolger und 
Neueinrichter verstößt gegen das Recht der Europäischen Gemeinschaft“, a.a.O. S. 653 ff..

Im Übrigen habe ich sämtliche Aktivitäten, die ich als Vorstand seit 1990 und als Vorstandsvor-
sitzender der AfA in der Zeit von 1999 bis 2017 entfaltet habe, in den in gebundener Form vor-
liegenden AfA-Mitglieder-Informations-Briefen, bzw. in den „Informationen für den erweiterten 
Vorstand“, die seit 1997 nahezu ausschließlich aus meiner Feder stammen bis zu meiner Amts-
übergabe an meinen Nachfolger Rechtsanwalt Dr. Eberhardt Kühne im Frühjahr 2017 vollständig 
dokumentiert. 

Der Herausgeber der ZEIT und frühere Kulturstaatsminister Michael Naumann (SPD) hat deren 
Ausgabe vom 29. Januar 2004 mit dem Leitartikel aufgemacht: „Am Anfang der Einheit stand eine 
Lüge“, auf die das Bundesverfassungsgericht sein erstes Bodenreformurteil vom 23. April 1991 
(BVerfGE 84, 90) gestützt hat. Nachdem u.a. durch O-Töne Gorbatschows und Schewardnadses 
bewiesen worden war, dass diese Behauptung nicht zutraf, hat das Bundesverfassungsgericht in 
seinem zweiten Bodenreformbeschluss vom 18. April 1996 (BVerfGE 94, 12) darauf abgestellt, 
die Bundesregierung habe jedenfalls schuldlos annehmen dürfen, es habe die wahrheitswidrig 
behauptete Vorbedingung Moskaus gegeben. Tatsächlich gab es aber auch eine solche Annahme 
nicht. Das hat nicht nur Herzog aufgrund seiner vorangegangenen Beratung der Volkskammer 
gewusst. 
Vielmehr hat Constanze Paffrath in ihrer Dissertation „Macht und Eigentum“ im Jahr 2004 anhand 
von Protokollnotizen aus dem Auswärtigen Amt und einer Vielzahl von Dokumenten und sonsti-
gen Beweismitteln nachgewiesen, dass es auch eine solche Annahme nicht gegeben hat. Bei der 
wahrheitswidrigen Behauptung habe es sich vielmehr um einen Vorwand der Bundesregierung 
zur Rechtfertigung einer erneuten Diskriminierung der Bodenreformopfer gehandelt. In meinem 
o.g. FAZ-Leserbrief vom 17. Oktober 2003 „Herzog und de Maizière“ (siehe Seite 27) habe ich 
außer einer Befangenheit Herzogs dargelegt, dass das Bundesverfassungsgericht sogar eine Be-
strafung der Zeugen der Bundesregierung wegen uneidlicher Falschaussage durch Verzögerung 
seiner diesbezüglichen Entscheidung bis nach dem Ablauf der Verjährungsfrist verhindert hat. 
Danach frage ich mich, was eigentlich noch passieren muss, um von einem Fall eklatanter Rechts-
beugung zu sprechen !?

Nach alledem ziehe ich folgendes Resumé :

Otto Graf Lambsdorff, dessen Anwaltssozietät in der Wendezeit ein gemeinsames Büro mit der 
Kanzlei von Lothar de Maizière in Berlin eröffnet hatte, hat uns anlässlich informeller Gespräche 
wiederholt vorgehalten, das Bundesverfassungsgericht zu früh angerufen, die frühzeitige Zurück-
weisung unserer Beschwerden sozusagen provoziert zu haben, – weshalb der politische Hand-
lungsspielraum danach eingeengt gewesen sei. Zu dieser „Ausrede“ ist allerdings zu sagen, dass 
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s. Zt. außer unserer, der federführenden „AfA-Verfassungsbeschwerde“ eine ganze Vielzahl weite-
rer Verfassungsbeschwerden gegen das „Restitutionsverbot“ erhoben und teils auch verhandelt 
worden sind, sodass die frühzeitige Zurückweisung der Beschwerden so oder so nicht zu ver-
meiden war. Außerdem begann die Treuhandanstalt durch Verkäufe und Verpachtung vollendete 
Tatsachen zu schaffen, sodass gehandelt werden musste.

Bleibt die Frage: Haben wir dennoch überhaupt etwas erreicht? – und wenn ja, was?

Immerhin hat das Bundesverfassungsgericht unsere Beschwerden nicht á limine (gänzlich) zurück-
gewiesen. Vielmehr hat es der beklagten Bundesregierung 25 % der Kosten mit der Begründung 
auferlegt, unsere Beschwerden hätten der Rechtsfortbildung gedient. Da nämlich das Vermögens-
gesetz für alle sonstigen Enteignungsopfer den Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung“ vorsehe, 
dürften die zwischen 1945 und 1949 betroffenen Bodenreformopfer nicht leer ausgehen. Nach 
dem Gleichheitssatz könne der Umstand, dass Erstere alles zurückbekommen sollen, auch für die 
Höhe der Entschädigung für Letztere von Bedeutung sein, – weshalb wir weiterhin zu Recht in 
erster Linie eine qualitative Gleichbehandlung, nämlich unter Wahrung der schutzwürdigen Rech-
te Dritter (also ohne „neues Unrecht“) Rückgabe derjenigen Vermögenswerte gefordert haben, 
die als ehemaliges sozialistisches Volkseigentum ohnehin privatisiert werden mussten, hilfsweise 
eine verkehrswertgerechte Entschädigung.

Diese Forderungen haben wir mit Erfolg zum Anlass genommen, den Regierungsentwurf für ein 
Entschädigungsgesetz vom März 1993 zu beanstanden, weil darin zugunsten der Bodenreform
opfer außer einer völlig unzureichenden Minimalentschädigung zunächst auch keinerlei Flächen
erwerbsmöglichkeiten vorgesehen waren. In der Festschrift für Baron Wangenheim, siehe 
nachfolgend Seite 73, habe ich beschrieben, dass es ihm – auch mit Hilfe des Drucks weiterer von 
mir betriebener Verfassungsbeschwerden – in den Jahren 1993 bis 1994 schließlich gelungen ist, 
mit § 3 ein Flächenerwerbsprogramm in das Ausgleichsleistungsgesetz zu integrieren. Man kann 
also mit Fug und Recht sagen, dass wir mit Hilfe der AfA und deren Dachverband, der Arbeitsge-
meinschaft der Grundbesitzerverbände (heute: Familienbetriebe Land & Forst) die begünstigten 
Flächenerwerbsmöglichkeiten für die sog. „Alteigentümer“ erreicht haben! 

Darüber hinaus ist es gelungen, auch für Bodenreformopfer wenigstens einen Anspruch auf 
Rückgabe von Mobilien, namentlich von Kunstgegenständen zu bewirken, der seitdem in § 5 des 
Ausgleichsleistungsgesetzes verankert ist.

Außerdem konnten wir unsere guten persönlichen Kontakte zu dem damaligen niedersächsischen 
Ministerpräsidenten und späteren Bundespräsidenten Christian Wulff (CDU) und zur FDP, nament-
lich zu dem früheren Nds. Wirtschaftsminister Walter Hirche und dem damaligen Vorsitzenden 
des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages Carl-Ludwig Thiele im Jahr 2003 mit Erfolg zur 
Geltung bringen, das rot/grüne Vorhaben abzuwehren, den gesetzlichen Zinssatz auf Ausgleichs-
leistungen für Bodenreformopfer von 6 % auf 4% seit dem 1.1.2004 zu senken, – gerade so, als sei 
die Saumseligkeit der Verwaltung eine Rechtfertigung dafür, den Staatsfiskus durch Zinssenkung 
zu belohnen.

Ferner ist es uns im Jahr 2009 gelungen, ein 1. FlErwÄndG zu erwirken, durch welches u.a. das 
gesetzliche Verfügungsverbot von 20 Jahren auf 15 Jahre bereits seit der Beurkundung des Kauf-
vertrages verkürzt wurde.
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Und schließlich haben wir im Jahr 2011 unter Hinweis auf das verfassungsgerichtliche Verbot der 
überlangen Verfahrensdauer die Verabschiedung eines 2.FlErwÄndG bewirkt, durch welches die 
sog. „Stichtagsregelung“ eingeführt wurde. Seitdem brauchen Alteigentümer beim begünstigten 
Erwerb trotz erheblich gestiegener Preise für land- und forstwirtschaftlicher Flächen nur noch den 
Preis zu zahlen, der am Stichtag (01.01.2004) maßgeblich war. Heute lässt sich feststellen, dass 
der überwiegende Teil begünstigt erworbener landwirtschaftlicher Flächen erst seit Inkrafttreten 
der „Stichtagsregelung“ gekauft worden ist. 

Letztendlich habe ich ein m.E. aussichtsreiches Musterverfahren gegen die Finanzverwaltung 
eingeleitet, durch welches anerkannt werden soll, dass es sich bei der – durch den Weiterverkauf 
nach § 3 Abs.5 und 8 AusglLeistG begünstigt erworbener Flächen aufschiebend bedingten – Zu-
wendung des „Mehrerlöses“ gem. § 3 Abs.10, Sätze 3 und 4 AusglLeistG um eine „Leistung nach 
dem Ausgleichsleistungsgesetz“ im Sinne des § 3 Nr.7 EStG handelt, sodass der Mehrerlös Steuer-
freiheit genießt. 

Mein Wirken für die Alteigentümer, zu denen wir ja selbst gehören, war im Übrigen während der 
Dauer von 30 Jahren seit der Wiedervereinigung Deutschlands durch ständigen Einsatz für deren 
Anliegen geprägt. Als Vorstand und Vorsitzender der AfA in einer Vielzahl regelmäßig wieder not-
wendigen Gesprächen mit Entscheidern im Bundesfinanzministerium und der BVVG, mit Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages und der Niedersächsischen Landesregierung sowie im Rahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit mit Pressevertretern. Im Innenverhältnis hatte ich neben meiner anwalt-
lichen und notariellen Tätigkeit alle Hände voll mit der Information und Beratung Betroffener zu 
tun, – im Laufe der Jahre immer mehr allerdings auch im Rahmen von Anwaltsmandaten, sodass 
ich beide Tätigkeiten bei entsprechendem Einsatz miteinander vereinbaren konnte.

All dies wäre nicht möglich gewesen ohne die unendliche Duldsamkeit meiner geliebten Frau  
und meiner Familie und ohne das große, mir über lange Jahre entgegen gebrachte Vertrauen der  
AfA-Mitglieder, der Gremien unserer Verbände, meiner Mandanten und der Partner meiner 
Anwaltssozietät KSB INTAX v. Bismarck PartGmbB.

Großen Dank schulde ich in unvergessener Erinnerung insbesondere den bereits Verstorbenen 
unter Ihnen, namentlich Adolf Freiherrn v. Wangenheim, Clemens Freiherrn v. Kettler-Harkotten, 
Prof. Dr. Walter Schaefer-Kehnert, Albrecht Fürst zu Castell-Castell, Ottfried v. Schönberg, Heinrich 
v. Oppen sowie mit dem Gefühl fortbestehender Verbundenheit vor allem Michael Prinz zu Salm-
Salm, Albrecht Fürst zu Oettingen-Spielberg, Altbundespräsident Dr. h.c. Christian Wulff, Vize-
präsident des Deutschen Bundestages a.D. Dr. Hermann Otto Solms, Bundesminister a.D. Prof. 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Rechtsanwalt Prof. Dr. Rüdiger Zuck, Rechtsanwalt Prof. Dr. Christofer 
Lenz, Ludolf Freiherrn v. Oldershausen, Hasso von Blücher, dem Vorsitzenden der Familienbetrie-
be Land & Forst Niedersachsen Hanns-Heinrich Köhler und seinen Vorgängern Joachim Keller-
mann v. Schele und Rechtsanwalt und Notar Friedrich v. Lenthe und „unseren“ Geschäftsführern 
a.D. Rechtsanwalt Dr. Bernd L. v. Hugo, Dr. Albrecht v. dem Borne und Wolfgang v. Dallwitz –  
sowie den unermüdlichen Damen unserer Sekretariate Frau Ruth Weng, Frau Bärbel Rehfeldt, 
Frau Gesa Winter und Frau Annett Seidler in Braunschweig und Berlin und ganz besonders auch 
den Damen Sandra Loepp, Sabine Butschbach und Petra Schulz in Celle.

Celle, im März 2022.
Albrecht Wendenburg
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